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Antrag 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck, Christin Christ, Stefanie Blaschka,  
Silke Seif, Dietrich Wersich (CDU) und Fraktion 

Betr.: Ausbreitung der Hib-Infektion unter Obdachlosen und Drogensüchtigen 
durch Aufklärung und deutlich mehr Impfungen endlich stoppen 

Seit bald zwei Jahren kursiert der seltene Erreger Haemophilus influenzae b (Hib) in 
Hamburg. Lange versuchte der Senat, die Infektionswelle zu ignorieren. Betroffen sind 
hauptsächlich Menschen, die inhalative illegale Drogen konsumieren, und Menschen 
ohne einen festen Wohnsitz. Viele von ihnen sind bereits gesundheitlich angeschla-
gen. Auch deswegen mussten im Rahmen des seit September 2024 erfolgten Aus-
bruchsgeschehens mit offiziell 37 Infizierten die meisten Erkrankten in Krankenhäu-
sern behandelt werden, davon 18 Personen auf der Intensivstation. Fünf Personen 
sind inzwischen an einer Hib-Infektion verstorben. Dies liegt auch daran, dass der 
Senat zwar ab Sommer 2025 Impfangebote realisiert hat, diese aber so eingeschränkt 
waren, dass bis 20. Mai 2026 gerade einmal 85 Impfungen durchgeführt wurden 
(Drs. 23/4154). Die von der für Gesundheit zuständigen Behörde übernommenen 
Kosten pro Impfstoffdosis liegen bei 47 Euro und sind damit deutlich günstiger als eine 
Krankenhausbehandlung, sodass nicht nachvollziehbar ist, warum der Senat erst im 
Mai 2026 anfing, weitere niedrigschwellige Impfangebote zu prüfen. Als Kommunika-
tionsmaßnahme wurde laut Drs. 23/4154 „beispielsweise im April das für die Zielgrup-
pe geeignete Infoblatt des RKI erneut angepasst“. Wo und wie der Senat hingegen in 
welchen Sprachen die betroffene Zielgruppe direkt über die Erkrankung, Impfungen 
und konkrete Impftermine informiert, ist bisher unbeantwortet. Warum beispielsweise 
die im Umfeld des Hauptbahnhofs aktiven, für 2,7 Millionen Euro in zwei Jahren enga-
gierten Sozialraumläufer nicht in die Aufklärung über Impfangebote involviert werden, 
irritiert ebenfalls. 

Die Bürgerschaft möge beschließen:  

Der Senat wird aufgefordert,  

1. die Zielgruppe – dies sind hauptsächlich Menschen, die inhalative illegale Drogen 
konsumieren, und Menschen ohne einen festen Wohnsitz – über die Infektion und 
ihre Folgen samt Impfmöglichkeiten zu informieren; 

2. die Sozialraumläufer zu beauftragen, auf ihrer täglichen Rundtour um den Haupt-
bahnhof die Zielgruppe proaktiv anzusprechen und zu informieren; 

3. auch die Gesundheitsämter, Straßensozialarbeiter und andere Angebote für die 
Zielgruppe für die Impfkampagne einzusetzen; 

4. auch die Impfmöglichkeiten niedrigschwellig auszuweiten; 

5. der Bürgerschaft bis zum 30. September 2026 Bericht zu erstatten. 


